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2 . Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens betreffend Auskünfte über
ausländisches Recht

3 . Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen betref-
fend Auskünfte über ausländisches Recht

4 . Kundmachung: Geltungsbereich des Wiener Übereinkommens über konsularische Beziehungen
5 . Vereinbarung über den Handel mit bestimmten Textilprodukten zwischen der Türkei und Österreich

samt Anhängen
6. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und dem Bundesexekutivrat der

Versammlung der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien zur Ergänzung
des Luftverkehrsabkommens zwischen der Republik Österreich und der Föderativen
Volksrepublik Jugoslawien

7. Notenwechsel zur Änderung des Abkommens zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der
Regierung der Republik Finnland über den grenzüberschreitenden Straßenverkehr
für Personen und Güter

2. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
12. Dezember 1989 betreffend den Geltungs-
bereich des Europäischen Übereinkommens
betreffend Auskünfte über ausländisches Recht

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Ungarn am 16. November 1989 seine
Beitrittsurkunde zum Europäischen Übereinkom-
men betreffend Auskünfte über ausländisches Recht
(BGBl. Nr. 417/1971, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 401/1986) hinterlegt.

Vranitzky

3 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
12. Dezember 1989 betreffend den Geltungs-
bereich des Zusatzprotokolls zum Europäi-
schen Übereinkommen betreffend Auskünfte

über ausländisches Recht

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Ungarn am 16. November 1989 seine
Beitrittsurkunde zum Zusatzprotokoll zum
Europäischen Übereinkommen betreffend Aus-
künfte über ausländisches Recht (BGBl.
Nr. 179/1980, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 259/1989) hinterlegt.

Vranitzky

4. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
19. Dezember 1989 betreffend den Geltungs-
bereich des Wiener Übereinkommens über

konsularische Beziehungen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Beitrittsurkunden zum Wiener Übereinkom-
men über konsularische Beziehungen (BGBl.
Nr. 318/1969, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 381/1989) hinterlegt bzw.
erklärt, sich auch nach Erlangung ihrer Unabhän-
gigkeit an dieses Übereinkommen als gebunden zu
erachten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung der

Beitrittsurkunde bzw.
Kontinuitätserklärung:

Bulgarien 11. Juli 1989
Dominica 24. November 1987
Südafrika 21. August 1989

Bulgarien hat anläßlich der Hinterlegung ihrer
Beitrittsurkunde erklärt, daß gemäß den Bestim-
mungen des Art. 31 Abs. 2 bei Feuer oder anderen
Unfällen die Behörden des Empfangsstaates die
konsularischen Räumlichkeiten im Beisein eines
Vertreters des Entsendestaates oder nachdem alle
angemessenen Schritte zur Erlangung der Zustim-
mung des Leiters der konsularischen Vertretung
unternommen wurden, betreten dürfen.

Vranitzky
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5.

(Übersetzung)

VEREINBARUNG
ÜBER DEN HANDEL MIT BESTIMM-
TEN TEXTILPRODUKTEN ZWISCHEN

DER TÜRKEI UND ÖSTERREICH

1. Diese Vereinbarung wurde unter Bedacht-
nahme auf das in Genf am 20. Dezember 1973
abgeschlossene Abkommen über den Internationa-
len Handel mit Textilien *) und insbesondere auf
dessen Artikel 4 sowie auf das am 31. Juli 1986 in
Genf vereinbarte Protokoll zur Verlängerung des
Abkommens **) getroffen.

2. Diese Vereinbarung betrifft die Vorkehrungen
zwischen der Türkei und Österreich bezüglich des
Exports bestimmter Textilprodukte, die in Anhang I
angeführt sind, von der Türkei nach Österreich.

3. Gegen Vorlage von Exportinformationsdoku-
menten (EID) gemäß dem in Anhang II angeführten
Muster, die von den zuständigen Behörden der
Türkei innerhalb der vereinbarten Kontingente für
Exporte der Türkei nach Österreich ausgestellt
werden und mit dem Vermerk versehen sind, daß
mit den betreffenden Warensendungen die verein-
barten Kontingente gemäß Anhang I belastet
werden, wird die zuständige österreichische Be-
hörde die entsprechenden Importlizenzen ausstel-
len.

4. Entsprechend den vereinbarten Kontingenten,
wie in Anhang I angeführt, können ein Vortrag,
Vorgriff und eine Transferierung wie folgt vorge-
nommen werden: Ein Vortrag auf die entspre-
chende Quote für das zweite Vertragsjahr von
Mengen, die während des vorhergehenden Ver-
tragsjahres nicht ausgenutzt wurden, ist bis zu 11%
der Quote für das aufnehmende Vertragsjahr
möglich. Ein Vorgriff ist bis zu 6% der Quote des
aufnehmenden Vertragsjahres möglich. Ein Vor-
griff wird von der Quote des folgenden Jahres
abgezogen. Eine Transferierung zwischen den
Kategorien gemäß Anhang I kann bis zu 5% der
vereinbarten Quote vorgenommen werden, voraus-
gesetzt, daß eine entsprechende Verminderung der
vereinbarten Quote, von der die Transferierung
vorgenommen wird, erfolgt. Die Kalkulation soll
auf den Konversationsfaktoren, die in Anhang I
angeführt sind, beruhen.

5. Um einen problemlosen Handel mit den
Produkten der Kategorien 1 und 2 gemäß Absatz 3
zu ermöglichen, werden Versendungen von Waren
aus der Türkei nach Österreich, welche bis zum

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 623/1974
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 476/1987
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oder am 31. Dezember 1989 durchgeführt wurden,
in Österreich unter Vorlage der entsprechenden
Dokumente noch außerhalb der vereinbarten
Exportkontingente und noch ohne den erforderli-
chen Vermerk auf dem Exportinformationsdoku-
ment unter der Voraussetzung zugelassen, daß die
Ware bis spätestens 31. Jänner 1990 verzollt wird.

6. Die Türkei wird Österreich vierteljährlich
Statistiken über die in Anhang I angeführten
Textilerzeugnisse zur Verfügung stellen, verbunden
mit den für den Export nach Österreich ausgestell-
ten EID Dokumenten und unter Belastung der in
Anhang I angeführten Kontingente.

7. Österreich wird der Türkei monatliche
Statistiken über die Importgenehmigungen übermit-
teln, die auf Basis der von der Türkei ausgestellten
Exportinformationsdokumente erteilt wurden.

8. Österreich und die Türkei stimmten überein,
auf Ersuchen jeder der beiden Vertragsparteien,
hinsichtlich jeder Angelegenheit, die sich aus der
Durchführung dieser Vereinbarung ergibt, in
Konsultationen einzutreten. Jegliche Konsultatio-
nen, die auf Grund dieses Absatzes geführt werden,
werden von beiden Seiten im Geiste der Zusammen-
arbeit und mit der Absicht, gegensätzliche Stand-
punkte auszugleichen, geführt.

9. Exportinformationsdokumente, wie in Punkt 3
angeführt, verlieren drei Monate nach ihrer
Ausstellung ihre Gültigkeit für eine Vorlage bei der
zuständigen österreichischen Behörde.

10. Diese Vereinbarung wird zwei Kalenderjahre,
beginnend mit dem 1. Jänner 1990, Gültigkeit
haben. Sie kann jedoch in beiderseitigem Einverneh-
men und unter Berücksichtigung allfälliger verein-
barter Abänderungen um ein weiteres Jahr,
beginnend am 1. Jänner 1992, verlängert werden.

Geschehen zu Wien, am 3. Oktober 1989

Für die Republik Türkei:
Erdogan Hürbas
Generaldirektor

Für die Republik Österreich:
Mag. Josef Mayer
Abteilungsleiter
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6.
(Übersetzung)

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DEM BUN-
DESEXEKUTIVRAT DER VERSAMM-
LUNG DER SOZIALISTISCHEN FÖDE-

RATIVEN REPUBLIK JUGOSLAWIEN
ZUR ERGÄNZUNG DES LUFTVER-
KEHRSABKOMMENS ZWISCHEN DER
REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER
FÖDERATIVEN VOLKSREPUBLIK JU-
GOSLAWIEN, UNTERZEICHNET AM

11. NOVEMBER 1953

Die Österreichische Bundesregierung und der
Bundesexekutivrat der Versammlung der Sozialisti-
schen Föderativen Republik Jugoslawien,

vom Wunsche geleitet, ein Abkommen abzu-
schließen, welches das am 11. November 1953 *) in
Wien unterzeichnete Luftverkehrsabkommen zwi-
schen der Republik Österreich und der Föderativen
Volksrepublik Jugoslawien in der Fassung der
Notenwechsel vom 26. Februar und 24. Mai
1974**) ergänzt,

in Erwägung des Charakters der jeweiligen
Märkte und des Zugangs zu diesen, welchen jede
der Vertragschließenden Parteien der anderen
einzuräumen bereit ist,

in dem Bestreben, den namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen der beiden Vertragschlie-
ßenden Parteien einen fairen Austausch von
Geschäftsmöglichkeiten zu gewährleisten,

haben folgendes vereinbart:

Artikel I

Der Bundesexekutivrat der Versammlung der
Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien
gewährt dem namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen Österreichs bezüglich des Verkaufs von
Linienflügen auf jugoslawischem Hoheitsgebiet
folgende Rechte:

1. Das Recht, Linienflüge für das gesamte
weltweite Netz des Unternehmens direkt über
eigene Niederlassungen oder, nach seinem
Ermessen, über jugoslawische Agenturen an
jede Person, Organisation oder Vereinigung
gegen konvertierbare Währung unter Verwen-
dung seiner eigenen Beförderungsdokumente
frei zu verkaufen und die Einnahmen aus
solchen Verkäufen frei und unverzüglich
umzuwechseln und nach Österreich zu über-
weisen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 72/1954
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 522/1974
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2. Das Recht, Linienflüge direkt über eigene
Niederlassungen bzw. nach seinem Ermessen
über jugoslawische Agenturen an jede Person,
Organisation oder Vereinigung gegen Bezah-
lung in jugoslawischer Landeswährung unter
Verwendung seiner eigenen Beförderungsdo-
kumente für folgende Arten der Beförderung
zu verkaufen:

a) Direktflüge durch das namhaft gemachte
Fluglinienunternehmen Österreichs zwi-
schen Jugoslawien und Österreich und
umgekehrt;

b) Flüge des namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmens Jugoslawiens zwischen Ju-
goslawien und Österreich sowie innerhalb
Jugoslawiens, sofern ein solcher Flug Teil
einer Fahrt zwischen den beiden Ländern
darstellt;

c) alle Flüge des namhaft gemachten Flugli-
nienunternehmens Jugoslawiens zwischen
Jugoslawien und Punkten in Österreich;

d) Flüge des namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmens innerhalb Österreichs im
Zusammenhang mit einer Beförderung
nach oder aus Österreich.

3. Das Recht, Linienflüge direkt über eigene
Niederlassungen und nach seinem Ermessen
über jugoslawische Agenturen an jede Person,
Organisation oder Vereinigung gegen jugosla-
wische Landeswährung unter Verwendung der
Beförderungsdokumente des namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmens Jugosla-
wiens für die folgenden Arten von Flügen zu
verkaufen:
a) Direktflüge durch das namhaft gemachte

Fluglinienunternehmen Österreichs zwi-
schen Jugoslawien und Österreich und
umgekehrt;

b) Flüge des namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmens Jugoslawiens zwischen Ju-
goslawien und Österreich und innerhalb
Jugoslawiens, sofern ein solcher Flug Teil
einer Fahrt zwischen den beiden Ländern
ist;

c) alle Flüge des namhaft gemachten Flugli-
nienunternehmens Jugoslawiens zwischen
Jugoslawien und Punkten in Österreich;

d) alle Flüge des namhaft gemachten Flugli-
nienunternehmens Österreichs innerhalb
Österreichs im Zusammenhang mit einer
Beförderung nach oder aus Österreich.

4. Alle anderen Verkäufe von Linienflügen durch
das namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
Österreichs in Jugoslawien sind durch das
namhaft gemachte Fluglinienunternehmen Ju-
goslawiens oder dessen jugoslawische Vertre-
tungen unter Verwendung der Beförderungs-
dokumente des dafür bestellten Generalvertre-
ters durchzuführen.

7
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Artikel II

Der Verkauf von Flugscheinen des namhaft
gemachten Fluglinienunternehmens Österreichs ge-
gen konvertible Währung unterliegt den folgenden
Bestimmungen:

1. Verkäufe durch Vertreter des namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmens Österreichs:
a) Die Verkaufsberichte und Kontrollkupons

betreffend Verkäufe gemäß Artikel I Ab-
satz 1 sind den bevollmächtigten Vertre-
tungen des namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmens Österreichs in Jugoslawien
am Ende jedes Monats von den Vertretern
direkt vorzulegen.

b) Einnahmen aus gemäß Artikel I Absatz 1
getätigten Verkäufen sind auf das Konto
des namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmens Österreichs bei der bevollmäch-
tigten Bank in Jugoslawien zu überweisen.

c) Das namhaft gemachte Fluglinienunter-
nehmen Österreichs ist berechtigt, von
seinem Konto bei der bevollmächtigten
Bank in Jugoslawien sämtliche Ausgaben
oder jeden Teil davon im Zusammenhang
mit seiner Tätigkeit in Jugoslawien zu
begleichen.

d) Das namhaft gemachte Fluglinienunter-
nehmen Österreichs darf alle Einnahmen
aus Verkäufen gemäß Artikel I Absatz 1
bzw. Teile dieser Einnahmen in freikonver-
tierbarer Währung innerhalb eines Zeit-
raumes von sechzig (60) Tagen nach
Österreich überweisen.

2. Verkäufe durch das namhaft gemachte Flugli-
nienunternehmen Österreichs an eigenen
Verkaufsstellen:
Einnahmen aus solchen Verkäufen werden in
gleicher Weise gehandhabt, und das namhaft
gemachte Fluglinienunternehmen Österreichs
genießt bezüglich der Verwendung und
Überweisung solcher Einkünfte die gleichen
Rechte, wie sie in Absatz 1 oben angeführt
sind.

Artikel III

Verkäufe von Flugscheinen des namhaft gemach-
ten Fluglinienunternehmens Österreichs gegen
jugoslawische Landeswährung unterliegen den
folgenden Bestimmungen:

1. Die Verkaufsberichte und Kontrollkupons
betreffend Verkäufe gemäß Artikel I Ab-
sätze 2 und 3 sind den bevollmächtigten
Vertretungen des namhaft gemachten Flugli-
nienunternehmens Österreichs in Jugoslawien
am Ende jedes Monats von den Vertretern
direkt vorzulegen.

2. Einnahmen aus gemäß Artikel I Absätze 2 und
3 getätigten Verkäufen sind in jugoslawischer
Landeswährung auf das Konto des namhaft
gemachten Fluglinienunternehmens Öster-
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reichs bei der bevollmächtigten Bank in
Jugoslawien zu überweisen, wobei Durch-
schläge der Verkaufsberichte und Fotokopien
der Kontrollkupons beizulegen sind.

3. Das namhaft gemachte Fluglinienunterneh-
men Österreichs ist berechtigt, von seinem
Konto in jugoslawischer Währung bei der
bevollmächtigten Bank in Jugoslawien sämtli-
che Ausgaben oder Teile davon (jene Ausga-
ben, die in jugoslawischer Landeswährung
zahlbar sind) im Zusammenhang mit seiner
Tätigkeit in Jugoslawien zu begleichen.

4. Das namhaft gemachte Fluglinienunterneh-
men Österreichs darf Einnahmen aus Verkäu-
fen gemäß Artikel I Absätze 2 und 3, welche
die Ausgaben übersteigen, innerhalb eines
Zeitraumes von sechzig (60) Tagen und mit
minimalen Einschränkungen im Rahmen fol-
gender Verfahren nach Österreich überwei-
sen:
a) Einmal innerhalb eines Zeitraumes von

zwei Wochen oder in solchen Zeitabstän-
den, wie sie sonst zwischen den beiden
namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men vereinbart wurden, wird das namhaft
gemachte Fluglinienunternehmen Öster-
reichs
— dem namhaft gemachten Fluglinienun-

ternehmen Jugoslawiens eine Kopie
des Verkaufsberichtes vorlegen, in dem
die Flugscheinnummern, Reiserouten
und Währungsbeträge für in jugosla-
wischer Landeswährung durchge-
führte Beförderungstransaktionen im
einzelnen angeführt sind;

— eine Banküberweisung des Betrages in
jugoslawischer Landeswährung, ver-
mindert um die vom namhaft gemach-
ten Fluglinienunternehmen Öster-
reichs in jugoslawischer Landeswäh-
rung an Ort und Stelle durchgeführten
Zahlungen, auf das Konto des namhaft
gemachten Fluglinienunternehmens
Jugoslawiens bei einer bevollmächtig-
ten Bank autorisieren und dem nam-
haft gemachten Fluglinienunterneh-
men Jugoslawiens einen Zahlungsbe-
leg vorlegen, aus dem die Überweisung
in jugoslawischer Landeswährung auf
das Konto des namhaft gemachten
Fluglinienunternehmens Jugoslawiens
hervorgeht;

— dem namhaft gemachten Fluglinienun-
ternehmen Jugoslawiens eine Bestäti-
gung darüber vorlegen, daß der durch
die Überweisung in jugoslawischer
Landeswährung gedeckte Betrag ein-
zig und allein aus Verkäufen von
Flügen in Jugoslawien gemäß den
Flugscheinen des namhaft gemachten
Fluglinienunternehmens Österreichs
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an Personen oder Vereinigungen im
Rahmen der zugelassenen Bereiche
stammt.

b) Vereinbarungsgemäß wird das folgende
Umwechslungsverfahren zur Anwendung
kommen:
— Die Umwechslung in konvertierbare

Währung der Einnahmen aus Verkäu-
fen, die von dem namhaft gemachten
Fluglinienunternehmen Österreichs in
Jugoslawien gegen jugoslawische Lan-
deswährung in den zugelassenen Be-
reichen getätigt wurden, erfolgt durch
das namhaft gemachte Fluglinienun-
ternehmen Jugoslawiens zu dem am
Tage der Umwechslung geltenden
Wechselkurs der Bank auf Grund der
Verkaufsberichte, und der Betrag wird
dem Konto des namhaft gemachten
Fluglinienunternehmens Österreichs
bei der jugoslawischen Handelsbank
gutgeschrieben.

c) Die namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen beider Vertragschließenden Par-
teien arbeiten die Verfahren für die
Währungsumwechslung und Überweisung
gemäß den Bestimmungen dieses Artikels
und in Übereinstimmung mit den jugosla-
wischen Gesetzen und Rechtsvorschriften
sowie den IATA-Standardverfahren aus.

Artikel IV

Die Österreichische Bundesregierung gewährt
dem namhaft gemachten Fluglinienunternehmen
Jugoslawiens bezüglich des Verkaufs von Linienflü-
gen auf österreichischem Hoheitsgebiet folgende
Rechte:

1. Das Recht, Linienflüge für das gesamte
weltweite Netz des Unternehmens über eigene
Niederlassungen oder nach seinem Ermessen
über österreichische Agenturen an jede Per-
son, Organisation oder Vereinigung gegen
österreichische Währung oder jede andere
konvertierbare Währung unter Verwendung
seiner eigenen Beförderungsdokumente zu
verkaufen und Einnahmen aus solchen Ver-
käufen frei und unverzüglich umzuwechseln
und nach Jugoslawien zu überweisen.

2. Das Recht, Linienflüge direkt über eigene
Niederlassungen bzw. nach seinem Ermessen
über österreichische Agenturen an jede Per-
son, Organisation oder Vereinigung gegen
Bezahlung in österreichischer Währung unter
Verwendung seiner eigenen Beförderungsdo-
kumente zu verkaufen und Einnahmen aus
solchen Verkäufen frei und unverzüglich
umzuwechseln und nach Jugoslawien zu
überweisen, und zwar für folgende Arten der
Beförderung:
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a) Direktflüge durch das namhaft gemachte
Fluglinienunternehmen Jugoslawiens zwi-
schen Österreich und Jugoslawien und
umgekehrt;

b) Flüge des namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmens Österreichs zwischen Öster-
reich und Jugoslawien sowie innerhalb
Österreichs, sofern ein solcher Flug Teil
einer Fahrt zwischen den beiden Ländern
ist;

c) alle Flüge des namhaft gemachten Flugli-
nienunternehmens Österreichs zwischen
Österreich und Punkte in Jugoslawien;

d) alle Flüge des namhaft gemachten Flugli-
nienunternehmens Jugoslawiens innerhalb
Jugoslawiens im Zusammenhang mit einer
Beförderung nach oder aus Jugoslawien.

3. Das Recht, Linienflüge direkt über eigene
Niederlassungen und nach seinem Ermessen
über österreichische Agenturen an jede Per-
son, Organisation oder Vereinigung gegen
Bezahlung in österreichischer Währung unter
Verwendung der Beförderungsdokumente des
namhaft gemachten Fluglinienunternehmens
Österreichs zu verkaufen, und zwar für
folgende Flüge:
a) Direktflüge durch das namhaft gemachte

Fluglinienunternehmen Jugoslawiens zwi-
schen Österreich und Jugoslawien und
umgekehrt;

b) Flüge des namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmens Österreichs zwischen Öster-
reich und Jugoslawien und innerhalb
Österreichs, sofern ein solcher Flug Teil
einer Fahrt zwischen den beiden Ländern
ist;

c) alle Flüge des namhaft gemachten Flugli-
nienunternehmens Österreichs zwischen
Österreich und Punkten in Jugoslawien;

d) alle Flüge des namhaft gemachten Flugli-
nienunternehmens Jugoslawiens im Zu-
sammenhang mit einer Beförderung nach
oder aus Jugoslawien.

4. Alle anderen Verkäufe von Linienflügen durch
das namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
Jugoslawiens in Österreich sind durch das
namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
Österreichs und dessen österreichische Vertre-
tungen unter Verwendung der Beförderungs-
dokumente des dafür bestellten Generalvertre-
ters durchzuführen.

5. Die namhaft gemachten Fluglinienunterneh-
men der beiden Vertragschließenden Parteien
arbeiten die Verfahren für Überweisungen in
Übereinstimmung mit den österreichischen
Gesetzen, Rechtsvorschriften und den IATA-
Standardverfahren aus.

Artikel V

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten
Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem
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die Vertragschließenden Parteien einander durch
Notenwechsel darüber informiert haben, daß die
Erfordernisse für sein Inkrafttreten gemäß den
jeweiligen verfassungsmäßigen Verfahren beider
Länder erfüllt worden sind.

Geschehen zu Dürnstein in zweifacher Ausferti-
gung in englischer Sprache am 29. September 1988.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Dr. Rudolf Streicher

Für den Bundesexekutivrat der Versammlung der
Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien:

Franc Horvat

Der Notenwechsel gemäß Art. V erfolgte am 27. bzw. am 28. November 1989; das Abkommen tritt
gemäß seinem Art. V mit 1. Februar 1990 in Kraft.

Vranitzky

7. Notenwechsel zur Änderung des Abkommens zwischen der Österreichischen Bundesregierung
und der Regierung der Republik Finnland über den grenzüberschreitenden Straßenverkehr für

Personen und Güter

MINISTERIUM FÜR VERKEHR

Helsinki, 26. Juni 1989

Exzellenz!

Bevollmächtigt vom Präsidenten der Republik
Finnland beehre ich mich, vorzuschlagen, daß
Artikel 11, Abs. 2 des Abkommens zwischen der
Regierung der Republik Finnland und der Österrei-
chischen Bundesregierung vom 25. März 1980 *)
über den grenzüberschreitenden Straßenverkehr für
Personen und Güter wie folgt geändert wird:

„Beförderer der einen Vertragspartei dürfen die
Beförderung von Personen und Gütern zwischen
der anderen Vertragspartei und einem Drittland nur
zu jenen Bedingungen durchführen, die die
zuständigen Behörden der beiden Vertragsparteien
vereinbaren."

Wenn die Österreichische Bundesregierung die-
sem Vorschlag zustimmt, beehre ich mich, vorzu-
schlagen, daß diese Note und Ihre bestätigende
Antwortnote ein Abkommen zwischen der Regie-
rung der Republik Finnland und der Österreichi-
schen Bundesregierung zur Änderung des Abkom-
mens zwischen der Regierung der Republik
Finnland und der Österreichischen Bundesregie-
rung vom 25. März 1980 über den grenzüberschrei-
tenden Straßenverkehr für Personen und Güter

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 451/1981

darstellen, welches am ersten Tag des 2. Monats,
der auf den Monat folgt, in dem die beiden
Vertragsparteien einander mitgeteilt haben, daß die
innerstaatlichen Voraussetzungen für sein Inkraft-
treten erfüllt sind, in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung.

Pekka Vennamo
Verkehrsminister der

Republik Finnland

Seine Exzellenz
Herrn Hans Georg RUDOFSKY
ao. und bev. Botschafter
der Republik Österreich
Helsinki

DER ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFTER

Helsinki, am 29. Juni 1989
Zl. 1 647-A/89

Exzellenz!

Ich beehre mich, den Empfang der Note Euer
Exzellenz mit Datum 26. Juni 1989 zu bestätigen,
die folgenden Wortlaut hat:

„Exzellenz!

Bevollmächtigt vom Präsidenten der Republik
Finnland beehre ich mich, (es folgt der weitere
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Text der Eröffnungsnote) den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung."

Ich beehre mich, im Namen der Österreichischen
Bundesregierung die in der Note Euer Exzellenz
vorgeschlagene Änderung zu bestätigen. Die
finnische Eröffnungsnote und diese Note stellen
somit ein Abkommen zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung der
Republik Finnland zur Änderung des Abkommens
zwischen der Österreichischen Bundesregierung
und der Regierung der Republik Finnland vom
25. März 1980 über den grenzüberschreitenden
Straßenverkehr für Personen und Güter dar,
welches am ersten Tag des 2. Monats, der auf den

Monat folgt, in dem die beiden Vertragsparteien
einander mitgeteilt haben, daß die innerstaatlichen
Voraussetzungen für sein Inkrafttreten erfüllt sind,
in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung.

Dr. Hans Georg Rudofsky

Seine Exzellenz
Herrn Pekka VENNAMO
Verkehrsminister der
Republik Finnland
Helsinki

Die für das Inkrafttreten erforderlichen Mitteilungen wurden am 18. August bzw. 20. November 1989
abgegeben; der Notenwechsel tritt mit 1. Jänner 1990 in Kraft.

Vranitzky
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